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Meinen Eltern





Vorwort
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Einleitung – Gegenstand und Gang der Untersuchung

Im vergangenen Jahrhundert war Terrorismus örtlich begrenzt und somit
ein nationales Problem. Spätestens mit dem 11. September 2001 veränder-
te sich die Rezeption der Gefahrenlage derart, dass fortan die globale Di-
mension der Bedrohung durch Terrorismus im Zentrum der Sicherheits-
politik steht. Seit nunmehr über einem Jahrzehnt versucht die Weltge-
meinschaft durch internationale Zusammenarbeit der globalen Bedrohung
Herr zu werden. Dennoch gestaltet sich das gemeinsame Vorgehen häufig
schwierig, denn konzeptuelle Begriffsbildungen basieren auf Erfahrungen.
Deshalb können Vorstellung und Definition von Terrorismus unterschied-
lich ausfallen und Staaten entwickeln unterschiedliche Strategien, um der
Gefahr zu begegnen. Diese Arbeit soll einen Beitrag dazu leisten, den legis-
lativen Umgang der indischen Republik mit Terrorismus nachzuvollzie-
hen. Dabei liegt der Fokus auf dem Aspekt der Kriminaljustiz.

In Indien – oftmals als Weltmacht im Werden bezeichnet – leben über
1,2 Mrd. Menschen, die sich auf 29 Bundesstaaten verteilen. Sechs Religio-
nen und zahllose Sekten sind in der säkularen Union ansässig, die domi-
nierende Glaubensgemeinschaft des Hinduismus kennt über 3600 Kasten
und Unterkasten. Knapp 13 Prozent der Bevölkerung bekennen sich zur
Lehre des Propheten Muhammed, so dass Indien nach Indonesien der
Staat mit der höchsten muslimischen Population ist. Damit leben in Indi-
en mehr Muslime als im islamischen Nachbarstaat Pakistan. Die Verfas-
sung nennt 18 Hauptsprachen, hinzu kommen hunderte von regionalen
Dialekten. Indien bezeichnet sich selbst als größte Demokratie der Welt.

Will man sich Indien in Sachen Rechtsstaat und Demokratie nähern,
müssen zwingend folgende Besonderheiten Berücksichtigung finden. Die
Republik ist geprägt von einem gewissen Grad der Instabilität1. Innenpoli-
tisch gefährden diverse Konfliktherde innerhalb des Landes2, fehlender
Zugang aller Bevölkerungsschichten zu den materiellen Ressourcen sowie
häufig wechselnde Regierungen die innere Stabilität. Außenpolitisch ist
die besondere geographische Lage von Indien zu berücksichtigen. Es liegt
in einer der gefährlichsten Regionen der Welt, umgeben von instabilen

Teil 1:

1 Hewitt/ Wilkenfield/ Gurr: Peace and Conflict 2012, S. 14. Eine Analyse der Per-
spektiven von 163 Ländern attestiert Indien ein moderates Risiko der Instabilität.

2 Siehe Teil 3.
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und autoritären Staaten wie Nepal, Bangladesh, Myanmar, Sri Lanka und
Pakistan. Die innenpolitischen Konflikte dieser Nachbarn haben grenz-
überschreitende Wirkung und addieren sich folglich zu einem Bedro-
hungspotential für Indien3.

All die genannten Faktoren tragen dazu bei, dass Indien der westlichen
Welt zuweilen Rätsel aufgibt. Die linguistische, ethnische und kulturelle
Diversität verträgt sich nicht mit der westlichen Sichtweise des einheitli-
chen Nationalstaates4. Rothermund vergleicht daher Indien auch eher mit
dem Staatenbund der Europäischen Union als mit einem einzelnen homo-
genen Staat5. Die Diversität und Pluralität sowie die schiere Größe der Be-
völkerung haben schon manchen eingeladen, Indiens Zukunft falsch ein-
zuschätzen. Indien ist kompliziert. Das indische Wesen ist schwer zu
durchschauen. Verständnisschwierigkeiten und (Prognose-) Fehler bei der
Auseinandersetzung mit Indien sind unvermeidlich6. Signifikant ist je-
doch, dass Indien sich trotz all der Probleme immer wieder neu auf die
Maxime „Unity in Diversity“ als Schlüssel für ein erfolgreiches Fortführen
der indischen Demokratie besinnt.

Der Fokus grenzüberschreitender Betrachtungen des Rechts liegt in
Deutschland häufig auf dem europäischen Ausland oder den Vereinigten
Staaten von Amerika. Auf der Suche nach Lösungen für den rechtlichen
Umgang mit Terrorismus, und konkreter bei der Frage, ob und wie eine
Definition dieser Materie gestaltet sein könnte und wie der Grundrechts-
schutz gewährleistet werden kann, wird in fremdländischen Rechtsord-
nungen nach Lösungsansätzen gesucht7. Dabei fällt die Abwesenheit des
indischen Subkontinents auf. Gerade die Internationalisierung nationaler
Konflikte und das örtliche Auseinanderfallen von Planung und Ausfüh-

3 Khilnani: Die sanfte Brückenmacht, Internationale Politik, Nr. 4, 2010, S. 10, 12.
4 Walter: „The Punjab Crisis – a disastrous case of failed negotiations“, Heidelberg

Papers, Nr. 39, 2008, S. 1 ff., 1.
5 Rothermund „Indien – Aufstieg einer asiatischen Weltmacht“, 2008, S. 14.
6 Harald Müller verlangt eine stärkere Auseinandersetzung mit der indischen Repu-

blik als Weltmacht im Werden und berichtet von eigenen Fehleinschätzungen be-
züglich Indien, Müller: Weltmacht Indien – wie uns der rasante Aufstieg heraus-
fordert, 2007, S. 10.

7 Vgl. z.B. Special Issue Criminal Law Responses to Terrorism after September 11,
Journal of International Criminal Justice, Bd. 4, 2006 mit Länder-Berichten zu
Großbritannien, Deutschland, USA, Italien; Walter, Christian/ Vöneky, Silja/ Rö-
ben, Volker/ Schorkopf, Frank (Hg.), Terrorism as a Challenge for National and
International Law: Security versus Liberty?, Beiträge zum ausländischen öffentli-
chen Recht und Völkerrecht, Bd. 169, 2004 mit Länder-Berichten zu Spanien, Bra-
silien, Italien, Israel, Großbritannien, Kanada, Japan, Russland, Türkei, USA etc.

Teil 1: Einleitung – Gegenstand und Gang der Untersuchung

22



rung terroristischer Handlungen lässt die territoriale Entfernung schrump-
fen. Länderübergreifende Zusammenarbeit rückt verstärkt in den Fokus
möglicher Handlungsalternativen. Terrorismusforschung in Indien mit
Blick auf die rechtlichen Aspekte erscheint lohnenswert, denn der Subkon-
tinent hat schon früh versucht, legislative Antworten auf Terrorismus zu
finden. Darüber hinaus besteht seit Längerem ein zunehmendes Interesse
an der indischen Republik – sei es, dass sie als konkurrierende Wirtschafts-
macht auch ins europäische Auge fällt8, oder weil Deutschland zuneh-
mend eine strategische Partnerschaft mit dem indischen Subkontinent ein-
geht und z.B. gemeinsam mit Indien einen ständigen Sitz im VN-Sicher-
heitsrat fordert.

Forschung zu Terrorismus ist aus rechtlicher Perspektive von Interesse,
weil dieser sich wesentlich auf die Rechtsmaximen einer aufgeklärten
Strafrechtswissenschaft auswirkt. Weltweit ist nach dem 11. September
2001 eine Tendenz sichtbar geworden, fundamentale Gewissheiten wie Öf-
fentlichkeit des Strafverfahrens, unverzügliche richterliche Kontrolle nach
Verhaftungen, freie Wahl des Verteidigers, öffentliche Beweisführung etc.
unter Vorbehalt zu stellen9. Die Betriebsamkeit, mit der Regierungen nach
9/11 in einer erstaunlichen Kürze Anti-Terror-Gesetze vorgelegt haben,
war nicht zu übersehen. Sowohl in Deutschland10 als auch in Indien11

konnte dieses Vorgehen beobachtet werden.
Indien wählte schon früh den Weg der Sondergesetzgebung. Legislative

Antworten auf Terrorismus wurden nicht im regulären Strafrechtsregime
gefunden, sondern aus dem System herausgehalten. Seit der Unabhängig-
keit von der britischen Kolonialmacht vor 70 Jahren ist die indische Repu-
blik mit unzähligen Zwischenfällen konfrontiert gewesen. Jede Zentralre-
gierung war gezwungen, sich intensiv mit Terrorismus auseinanderzuset-
zen. Schätzungen zufolge gab es in den vergangenen 25 Jahren über 40.000
Todesfälle im Zusammenhang mit Terrorismus12. 2012 bezeichnete der
Präsident der indischen Republik Pranab Mukherjee den Kampf gegen

8 Müller: Wirtschaftsmacht Indien, 2008, S. 1 ff.
9 Prantl: Orgel der Angst – von der Logik des Präventionstaats, Die Zeit Kursbuch,

Bd. 167, 2007, S. 86 ff., 88.
10 Gesetz zur Änderung des Vereinsgesetzes 4.10.2001, Gesetz zur Finanzierung der

Terrorbekämpfung 10.12.2001, Terrorismusbekämpfungsgesetz 9.1.2002.
11 Prevention of Terrorism Act, 28.3.2002/24.10.2001 (rückwirkend).
12 Siehe die Aufschlüsselung bei South Asia Terrorism Portal, http://www.satp.org/s

atporgtp/countries/india/states/jandk/data_sheets/annual_casualties.htm#
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Terrorismus sogar als IV. Weltkrieg13. Die weltpolitische Hinwendung
nach 9/11 zur Thematik Terrorismus war den indischen Regierungsvertre-
tern willkommen, hofften sie doch auf Lösungsansätze für ihre eigenen
Probleme in Form einer möglichen globalen Strategie.

Die Praxis der indischen Sondergesetzgebung in Abkehr von traditionel-
len Strafrechtsmaximen ist nicht verständlich, ohne das reguläre Straf-
rechtssystem darzulegen. Die Regel muss klar sein, um die Ausnahme zu
verstehen. Da in der deutschen Rechtswissenschaft noch keine Arbeiten
zum indischen Strafrecht existieren, erfolgt eine Einführung in das regulä-
re Strafregime. Die historische Dimension spielt eine nicht zu unterschät-
zende Rolle in aktuellen Debatten in Indien und birgt gesellschaftliches
Konfliktpotential, so dass ein kurzer Abriss dem Verständnis dient. Ge-
wählt wird der traditionelle Einstieg mit einem kurzen, rechtsgeschichtli-
chen Überblick. Die Implementierung der europäischen Rechtstraditionen
stellt einen immensen Einschnitt in die indische Rechtsgeschichte dar. Die
an sich abgegrenzten Rechtstraditionen von Common Law und Civil Law
haben in Indien einen Weg gefunden, eine spannende Verflechtung einzu-
gehen, die im rechtsgeschichtlichen Teil dieser Arbeit näher betrachtet
wird. Im Anschluss erfolgt eine Einführung in das aktuelle prozessuale
und materielle Strafrecht. Verfassungs- und Staatsorganisationsrecht wer-
den in diesem Zusammenhang ebenfalls gestreift, um zum einen den
Grundrechtsschutz im Strafverfahren aufzuzeigen und zum anderen die
gesetzgeberischen Akteure zu benennen, welche die Sondergesetzgebung
implementieren.

Terrorismusgesetzgebung ist in Indien Anlassgesetzgebung. Häufig sind
es spezifische Situationen und Ereignisse, die den indischen Gesetzgeber,
zum legislatorischen Handeln (vermeintlich) zwingen. Hier funktioniert
das demokratische Verständnis hervorragend: keine Regierung will sich
Untätigkeit vorwerfen lassen und agiert im Anschluss an besonders aufse-
henerregende Ereignisse mit legislatorischen Mitteln. Eine Betrachtung
der verschiedenen Krisenherde der indischen Republik, die langfristige
Auswirkungen auf das politische Geschehen haben, erleichtert das Ver-
ständnis der Anti-Terror-Gesetzgebung Indiens.

Der strafrechtlichen Erfassung von Terrorismus durch den indischen
Gesetzgeber soll in Teil 4 nachgegangen werden, der den Kern dieser Ar-

13 Als Dritten Weltkrieg ordnet er den Kalten Krieg ein, siehe Antrittsrede von Prä-
sident Pranab Mukherjee bei der Übernahme seines Präsidentenamtes am
25.7.2012, http://presidentofindia.nic.in/writereaddata/Portal/Speech/Document/
254/sp250712.pdf
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beit bildet. Anders als Deutschland und wie auch weitgehend der Fall im
internationalen Kontext, entscheidet sich Indien, die terroristische Hand-
lung zu definieren, um durch die materielle Verankerung ein Strafregime
sui generis zu schaffen, das auch Auswirkungen auf das Strafverfahrens-
recht hat. Zunächst werden Normen im regulären Strafgesetzbuch identi-
fiziert, die bei Terrorstrafverfahren häufig mit angeklagt werden. Es folgt
die Darstellung der Anti-Terror-Gesetze in zeitlicher Reihenfolge mit Aus-
führungen zu den jeweiligen Gründen für deren Erlass und detaillierter
Darlegung der materiellen und prozessualen Regelungen. Wichtige
Grundsatzentscheidungen des Supreme Court werden analysiert und die
tatsächliche Anwendung des Gesetzes kritisch gewürdigt. Die einzelnen
Abschnitte schließen mit den jeweiligen Gründen für die Aufhebung und
einer eigenen Stellungnahme ab.

Deutschland kennt keinen eigenen Straftatbestand „Terrorismus“. Den-
noch findet auch hier eine rege Debatte statt, wie das Phänomen Terroris-
mus in strafrechtlichen Kategorien erfasst werden kann. In Teil 5 wird ein
kurzer Vergleich zwischen den indischen Maßnahmen und dem deutschen
Äquivalent gezogen.

Geschichte des indischen Subkontinents

Die Kolonialzeit stellt zweifelsohne die größte Zäsur in der indischen Ge-
schichte dar. Die Rechtsgeschichte und -traditionen des Subkontinents des
neuzeitlichen Indiens reichen indes viel weiter zurück. Rechtswissenschaft-
ler und Südasienexperte Dieter Conrad formuliert es folgendermaßen:

„Von einem indischen Rechtssystem als einer Einheit zu sprechen, ist nicht
selbstverständlich. Noch heute gelten in Indien Rechte der unterschiedlichs-
ten Art und Herkunft in Teilbereichen faktisch nebeneinander. Zur Einheit
verbunden wird diese Pluralität durch eine staatlich organisierte Hierarchie
von Rechtsanwendungs- und Rechtsetzungsorganen und durch das von die-
sen hervorgebrachte Juristenrecht englischen Stils als Rahmen und letztgülti-
gen Maßstab. Ein derartiges, am okzidentalen Begriff staatlicher Legalität
orientiertes System wurde zuerst von den Briten mit ihrem Kolonialstaat der
einheimischen Kultur oktroyiert. Es hat die indigenen Normentraditionen
weitgehend verdrängt, teilweise aber auch adaptiert und in sich aufgenom-
men. Nach einer 200-jährigen Rezeptionsgeschichte ist dieses westlich gepräg-

A.
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te System, von einem zahlreichen und selbstbewussten Juristenstand getra-
gen, zu einem eigenen Bestandteil der indischen Kultur geworden...“14

Die indische Rechtsgeschichte wird grob in vier wichtige Perioden einge-
teilt: das Hindu-Zeitalter, das mohammedanische Zeitalter, das britische
Zeitalter und die Zeit nach der Unabhängigkeit. Das Hindu-Zeitalter be-
ginnt ca. 1500 Jahre v. Chr. und endet durch die muslimische Invasion
1100 n. Chr. Das britische System hält Mitte des 17. Jhd. Einzug, nachdem
König Charles II. der British East India Company das Recht zur juristischen
Machtausübung erteilt bzw. der letzte Mogulkaiser Bahadur Shah Zafar
1857 endgültig durch das britische Empire abgesetzt wird. Der Rückzug
der Briten und die Unabhängigkeitserklärung Indiens am 15. August 1947
läuten das moderne Zeitalter in Indien ein.

Die Hindu-Epoche

In der Hindu-Periode von ca. 1500 v. Chr. bis ca. 1100 n. Chr.15 war der
Subkontinent in unabhängige Königreiche unterteilt, in denen der König
die absolute Souveränität besaß und als höchstes Organ der Rechtspre-
chung galt.

Das Rechtssystem basierte auf der Befolgung der Regeln und Gebote des
Kastensystems (varna) sowie dem verbundenen Familiensystem. Ersteres
gab als rigide soziale Anordnung vor, welchen Regeln Individuen unterla-
gen abhängig von der Geburt in eine der vier Kasten (Brahmanen, Ksha-
triyas, Vaisyas und Sudras), welche sich noch in Unterkasten verzweigten.
Das Familiensystem war eine patriarchalisch geführte Ordnung, bestehend
aus drei Generationen von Brüdern und deren Nachkommen sowie männ-
lichen Verwandten, die in der hinduistischen Gliederung als Einheit be-
trachtet wurden. Fehlte die Zuordnung zu einer Kaste aufgrund eines
nicht anerkannten Familienstammbaums, galt man als kastenlos und so-
mit als unberührbar.

I.

14 Conrad: „Rechtssystem und Verfassung“ in: Rothermund (Hg.): Indien – Kultur,
Geschichte, Politik, Wirtschaft, Umwelt – ein Handbuch, 1995, S. 409 ff., 409.

15 Für die Zeitspanne siehe die Aufteilung bei Menski: „Crime and Punishment un-
der Hindu Law and under Moderns Indian Law“, Transactions of the Jean Bodin
Society, 1992, S. 295 ff., 301, 317, 320.
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Die Muslim Epoche

Ende des 11. und zu Beginn des 12 Jhs. begann der Abstieg der hinduis-
tisch geprägten Herrschaft in Indien, indem lokale Hindukönigreiche
nach diversen Feldzügen von persischen Eroberern besiegt wurden. Die
neuen Herrscher brachten neben einer Vielzahl an neuen Errungenschaf-
ten auch Änderungen des Gesellschaftssystems und somit der Rechtsord-
nung. 1192 marschierte Muhammed von Ghor nach Delhi und konstitu-
ierte Ende des 12. Jhs. das Sultanat von Delhi, nachdem er große Teile von
Nordindien erobert hatte16. Damit wurde eine neue politische Ära in Indi-
en eingeläutet, in der die Eroberer aus Persien sich als Herrscher im Nor-
den des indischen Subkontinents niederließen. Der Süden war schwer ein-
zunehmen und dort entstand um ca. 1336 das Hindu-Königreich Vijayana-
gar, dass der muslimischen Expansion in den Süden Einhalt gebot und lan-
ge eine dominierende Macht repräsentierte.

Die Mogul Epoche

Die ebenfalls muslimisch geprägte Mogul Periode in Indien beginnt mit
dem Sieg von Babur 1525 über den letzten Lodi Sultan von Delhi. Er er-
richtete das Großreich der Moguln und gründete ein vereintes, zusammen-
hängendes Königreich in Südasien17. Babur (reg. 1483-1530) war ein Nach-
fahre von Tamurlane und Chengis Khan. Baburs Nachfahren Akbar (reg.
1556-1605) und Aurangzab (reg.1658-1707) führten das Land zur kulturel-
len Blüte und zur maximalen Ausweitung18. Diese Größe hatte zur Folge,
dass eine zentrale Verwaltung aller kommunaler Angelegenheiten nicht
möglich war, so dass größere und kleinere regionale Fürstentümer mit der
Verwaltung betraut wurden.

Im 16. und 17. Jhd. begründeten Portugiesen, Holländer, Franzosen
und Engländer rege Handelsbeziehungen mit dem indischen Subkonti-
nent. Nachdem der Portugiese Vasco da Gama 1498 nach mühseligen Er-
kundungen letztlich den direkten Seeweg nach Indien fand, wurde der Ex-
port von Gewürzen und später auch von Baumwolle und Textilien sehr lu-

II.

III.

16 Kulshreshtha/ Gandhi: Landmarks in Indian Legal and Constitutional History,
2005, S. 16.

17 Tanham: „Indian Strategic Thought“, in: Matoo/ Bajpai: Securing India: Strategic
Thoughts and Practice, 1996, S. 28 ff., 36.

18 Mann: Geschichte Indiens, 2005, S. 33.
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krativ. In Indien wurde der Import von Silber und Pferden geschätzt und
so entstand in der Küstenstadt Goa ein reger Handel19. Im Gegensatz zu
China oder Japan genossen die Europäer in Mogul-Indien größere Freihei-
ten und konnten z.B. ungehindert reisen. Zunächst dominierten die Por-
tugiesen die indo-europäischen Handelsbeziehungen, später wurden sie
von den Holländern und anschließend von den Engländern überholt.

Die Kolonialzeit

Die britische East India Company (EIC) konnte erstmals 1612 auf dem indi-
schen Subkontinent Fußfassen20. Zwölf Jahre zuvor war sie mit Zustim-
mung der britischen Krone in England gegründet worden, um die Han-
delsbeziehungen mit Südasien exklusiv zu erweitern21. Die Charta 1600
legte den Verhaltenskodex und die Regeln der Gesellschaft inklusive puni-
tiver Maßnahmen fest. Die EIC konkurrierte mit den anderen europä-
ischen Handelsgesellschaften um den Markt auf dem Subkontinent. Die
Charta 1661 erweiterte den persönlichen und sachlichen Anwendungsbe-
reich der Kompetenzen der Gesellschaft und unterstellte jeden Einwohner
der englischen Handelsstützpunkte ungeachtet seiner Zugehörigkeit engli-
schem Recht, so dass nunmehr auch Inder dessem unterfielen22. Das 17.
Jhd. war geprägt vom Zerfall des Mogulreichs und dem Aufstieg regiona-
ler Mächte. In diesen Wirren gingen die Handelsgesellschaften dazu über,
ihre wirtschaftlichen Interessen mit militärischen Mitteln zu sichern23 und
geopolitische Strategieerwägungen anzustellen. Mit dem graduellen Zer-
fall des Mogulreichs und der weiteren Profilierung der EIC als Militär-
macht nach der Schlacht von Plassey in Bengalen 1757 und der Schlacht
von Buxar 1764, übernahm die EIC nach und nach die Administration der

IV.

19 Rothermund: „Epochen in der indischen Geschichte“, in: derselbe (Hg.): Indien
– Kultur, Geschichte, Politik, Wirtschaft, Umwelt – ein Handbuch, 1995, S. 77 ff.,
90.

20 Srikrishna: „Pre British Human Rights Jurisprudence“, 3 NUJS Law Review
2010, S. 129 ff., 129.

21 Charter of 1600, Shilwant: Legal and Constitutional History of India, 2003, S. 1.
In England wurde der Kompanie ein Handelsmonopol gewährt, um das finanzi-
elle Risiko des Unternehmens zu minimieren, Lütt: Das moderne Indien 1498
bis 2004, 2012, S. 9.

22 Shilwant: Legal and Constitutional History of India, 2003, S. 4.
23 Rothermund: „Epochen in der indischen Geschichte“, in: derselbe (Hg.): Indien

– Kultur, Geschichte, Politik, Wirtschaft, Umwelt – ein Handbuch, 1995, S. 77 ff.,
90.
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Herrschaftsgebiete der Moguln24 – aber nicht unter eigenem Namen son-
dern formell in Vertretung des Mogulkaisers25.

Die Praxis der Mogulherrscher, das Reich in kleine regionale Einheiten
aufzuteilen und regionalen Herrschern zu überlassen, erleichterte der briti-
schen East India Company den Aufbau ihrer Handelsstützpunkte26. Als Fol-
ge dieser Verwaltungspraxis wurde 1764 der EIC in den Provinzen Benga-
len, Bihar und Orissa der Einzug und die Weiterleitung der Steuern an die
Moguln übertragen, und damit verbunden die zivile Rechtsprechungsbe-
fugnis27. Solch ein Transfer der staatlichen Machtausübung war für das
Mogulreich nichts außergewöhnliches, bedeutete es doch, einen verlässli-
chen Partner zur Steuereintreibung gefunden zu haben28.

Die kommenden Jahrzehnte waren geprägt davon, das Herrschaftsgebiet
der Company weiter auszudehnen. Die indischen Fürstentümer waren un-
tereinander stark zerstritten, so dass sich keine gemeinsame Allianz gegen
die machthungrige Handelsgesellschaft bilden konnte. Vielmehr sorgte die
EIC durch geschickte Bündnisse mit einzelnen Fürsten dafür, dass ihre Ex-
pansion – immer noch wirtschaftlich motiviert – keinen Schaden nahm,
sondern schlussendlich den ganzen Subkontinent erfasste29. Diese Ent-
wicklungen hatten eine Militarisierung der Handelsgesellschaft zur Folge.
Kaufmännische Aspekte traten in den Hintergrund30, wodurch sich Fragen
nach der Ausübung der territorialen Herrschaft stellten. Die britische Kro-
ne als Entsender der EIC scheute die damit einhergehenden Risiken und
beauftragte zunächst die Handelsgesellschaft mit der Aufgabe, die annek-
tierten Gebiete zu regieren, wodurch nach Aufhebung des Handelsmono-
pols die Company ein Regierungsdienstleistungsbetrieb wurde31. Erst hun-

24 Srikrishna: „Pre British Human Rights Jurisprudence“, 3 NUJS Law Review
2010, S. 129 ff., 130.

25 Lütt: Das moderne Indien 1498 bis 2004, 2012, S. 17.
26 Tanham: „Indian Strategic Thought“, in: Matoo/ Bajpai: Securing India: Strategic

Thoughts and Practice, 1996, S. 28 ff., 44.
27 Mann: Geschichte Indiens, 2005, S. 35; Kischel: Rechtsvergleichung, 2015, S. 817.
28 Mann: Geschichte Indiens, 2005, S. 35.
29 Nachdem Tipu Sultan in Südindien durch eine Allianz der Briten mit den Mara-

then und dem Nizzam aus Haiderabad geschlagen und ein Friedensvertrag aufge-
zwungen wurde, legte die EIC den Grundstein für ihr Territorialherrschaft im
Süden, vgl. Kulke/ Rothermund: Geschichte Indiens – von der Induskultur bis
heute, 2010, S. 299.

30 vgl. Kulke/ Rothermund: Geschichte Indiens – von der Induskultur bis heute,
2010, S. 200.

31 vgl. Kulke/ Rothermund: Geschichte Indiens – von der Induskultur bis heute,
2010, S. 303, 305.
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dert Jahre später fasste die britische Monarchie unter Queen Victoria die
Entscheidung, die indische Kronkolonie auszurufen. Nach dem ersten Un-
abhängigkeitskrieg 1857, den die Briten als Sepoy Aufstand betitelten32,
wurde mit dem Government of India Act 1858 die Administration des Sub-
kontinents dem britischen Königreichs übertragen und die britische Kron-
kolonie mit Königin Victoria als Oberhaupt war geboren. Grundsätzlich
war den Indern Fremdherrschaft nicht unbekannt33, jedoch unterschied
sich die koloniale Erfahrung grundlegend von der Mogul-Herrschaft. Der
Subkontinent wurde nunmehr von einem anderen Land aus regiert, denn
die Briten ließen sich nicht in Indien nieder, sondern behielten England
als Heimat bei34.

Die koloniale Herrschaft brachte dem indischen Subkontinent eine grö-
ßere politische und administrative Vereinigung als jemals zuvor. Eine ge-
meinsame Sprache wurde verbreitet, moderne Technologien hielten Ein-
zug, der Ausbau der Schienenwege wurde vorangetrieben und Telegra-
phenmasten aufgestellt35. Aufbauend auf das mogule Verwaltungssystem
wurde ein uniformes System geschaffen, das bis in die entferntesten Gebie-
te Ausdehnung fand, um eine Gesamtadministration zu gewährleisten36.

Auch die Schaffung von Rechtsprechungsorganen wurde von den Briten
forciert. Die Errichtung der Gerichtshöfe war finanziell lukrativ – die Ge-
richtsgebühren füllten die Kassen des britischen Kolonialstaats37. Zugleich
festigte die Rechtsprechung die Hegemonie des kolonialen Rechts38. Die
Errichtung der vielen Gerichtshöfe und der Aufbau der Administration er-
höhten die Nachfrage nach einheimischen Gehilfen39, so dass in Indien

32 Zum Umstand der unterschiedlichen historischen Einordnung siehe Lütt: Das
moderne Indien 1498 bis 2004, 2012, S. 165 ff., sowie Bose/Jalal: Modern South
Asia, 2011, S. 72.

33 Anderson: Die indische Ideologie, 2014, S. 17.
34 Parekh: „Indian Conceptualization of Colonial Rule“, in: Levy/ Young (Hg.) :

Colonialism and its Legacies, 2011, S. 171 ff., 172.
35 Tanham: „Indian Strategic Thought“, in: Matoo/ Bajpai: Securing India: Strategic

Thoughts and Practice, 1996, S. 28 ff., 50.
36 Chandra/Mukherjee/Mukherjee: India after Independence, 2000, S. 17.
37 Rothermund: „Indien - Aufstieg einer asiatischen Weltmacht“, 2008, S. 15.
38 Das koloniale Rechtssystem beruhte offiziell auf dem Prinzip der Gleichheit aller

vor dem Gesetz unabhängig von der Kaste, Religion, Klasse und Status. Jedoch
wurde bei Prozessen mit europäischen Beklagten mit zweierlei Maß gemessen
und aufgrund der Kosten war der Gang zum Gericht nur für finanzielle Besserge-
stellte eine Option, Chandra/Mukherjee/Mukherjee: India after Independence,
2000, S. 17.

39 Rothermund: „Indien - Aufstieg einer asiatischen Weltmacht“, 2008, S. 15.
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